
anspruch mehr gegen den Lohnschuldner. Er hat nur 
noch Ansprüche gegen die Bank auf Zahlung aus 
seinem Guthaben aus dem Konto.

Somit ist dieser Anspruch auf Zahlung aus dem 
Bankguthaben kein Lohn- oder Gehaltsanspruch oder 
Rentenanspruch mehr. Auf ihn finden daher die Vor­
schriften der VO über die Pfändung von Arbeits­
einkommen keine Anwendung. Das nach dem Lohn­
oder Gehaltskonto ausgewiesene Guthaben ist deshalb 
in gleichem Maß der Pfändung unterworfen, wie ein 
nach einem sonstigen Konto bei einem Geld- oder 
Kreditinstitut ausgewiesenes Guthaben.

Familienrechl
§§ 13, 14, 15, 19 Abs. 1 Satz 2 EheVO.
1. Für die Regelung des Unterhalts während des 

Getrenntlebens der Ehegatten bestehen andere gesetz­
liche Voraussetzungen als für die Regelung dieser 
Frage für die Zeit nach der Scheidung. Beide Fälle zu 
vermischen, ist unzulässig.

2. Erwerbsunfähigkeit der Ehefrau infolge Erkran­
kung gehört zu den Umständen, die bei der Kosten­
entscheidung im Eheprozeß zu berücksichtigen sind.

OG, Urt. vom 1. November 1957 — 1 Zz 185/57.
Die Ehe der Parteien ist durch Urteil des Kreisgerichts 

L. vom 28. August 1956 geschieden und der Kläger verur­
teilt worden, ab Rechtskraft des Urteils für die Dauer 
eines Jahres 200 DM monatlichen Unterhalt an die Ver­
klagte zu zahlen und die Kosten des Rechtsstreits zu 
tragen.

Die Berufung der Verklagten, die hilfsweise für den 
Fall der Scheidung einen Unterhaltsbetrag von 200 DM 
monatlich für die Dauer von zwei Jahren beantragt hatte, 
hat das Bezirksgericht P. durch Urteil vom 6. Juli 1957 zu­
rückgewiesen.

Auf die Anschlußberufung des Klägers, mit der er Her­
absetzung der Dauer der Unterhaltsverpflichtung auf sechs 
Monate und Änderung der Kostenverteilung je zur Hälfte 
beantragte, hat es das kreisgerichtliche Urteil dem Antrag 
entsprechend abgeändert. Zur Begründung hat das Be­
zirksgericht ausgeführt: Die Verklagte sei zwar nach dem 
beigezogenen amtsärztlichen Gutachten z. Zt. 50 Prozent 
erwerbsgemindert, jedoch sei sie früher als Stenotypistin 
beruflich tätig gewesen und werde nach einer gewissen 
Übergangszeit, während der der Kläger einen gewissen 
Unterhaltsbetrag zahlen müsse, in der Lage sein, ihren 
Lebensunterhalt wieder durch eigene Arbeitsleistung zu 
bestreiten. Der zuerkannte Unterhaltsbetrag von 200 DM 
monatlich sei bei dem monatlichen Nettoeinkommen des 
Klägers von 750 DM gerechtfertigt. Auf die Anschluß­
berufung habe aber die Dauer der Unterhaltszahlung auf 
sechs Monate beschränkt werden müssen, weil die Parteien 
bereits seit drei Jahren getrennt lebten. Während dieser 
Zeit, die ausreichend gewesen wäre, der Verklagten die 
Rückkehr in das Berufsleben zu ermöglichen, sei der 
Kläger im vollen Umfang für den’Unterhalt der Verklag­
ten aufgekommen.

Im Kostenpunkt ist das Bezirksgericht der Meinung, 
daß nach den getroffenen Feststellungen kein Anlaß be­
stehe, die Ausnahmebestimmung des § 19 Abs. 1 Satz 2 
EheVO anzuwenden.

Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik hat die Kassation dieses Urteils beantragt, soweit 
der Kläger zu einer Unterhaltszahlung von 200 DM monat­
lich an die Verklagte auf die Dauer von sechs Monaten 
verurteilt worden ist und die Kosten des Verfahrens den 
Parteien je zur Hälfte auferlegt worden sind. Der Antrag 
mußte Erfolg haben.

Aus den G r ü n d e n :
Bereits in dem Verfahren vor dem Kreisgericht L. 

ist durch Beiziehung einer Bescheinigung des leitenden 
Arztes der Inneren Abteilung der Poliklinik L. fest­
gestellt worden, daß die Verklagte dort seit längerer 
Zeit unter ärztlicher Betreuung steht, eine Minderung 
ihrer Erwerbsfähigkeit um 50 v. H. vorliegt und sie nur 
leichte Arbeiten verrichten kann. Dieser Grad der Er­
werbsminderung wird auch in der vom Berufungs­
gericht beigezogenen Bescheinigung des Amtsarztes des 
Kreises L. vom 30. April 1957 bestätigt.

Soweit erkennbar, ist das Bezirksgericht bei seiner 
Entscheidung, der Verklagten nur eine Unterhaltsrente 
für sechs Monate zuzusprechen, davon ausgegangen, daß 
es ihr, die für leichte Arbeiten tauglich ist, möglich

sein müßte, innerhalb dieser Zeit ihre Stenografiekennt­
nisse aufzufrischen und einen entsprechenden Arbeits­
platz zu finden. Dieser Ansicht wird zwar im Normal­
fall beizupflichten sein, wenngleich die Tatsache nicht 
übersehen werden kann, daß die Verklagte seit über 
einem Jahrzehnt nicht mehr tätig gewesen ist und sie 
damals auch nur zeitweise den Beruf einer Stenoty­
pistin ausgeübt hat. Die Verklagte wird also praktisch 
völlig neu beginnen müssen. Es ist zwar richtig, daß dies 
in der Regel in einem Zeitraum von sechs Monaten 
erreicht werden kann, auch von einem Menschen, der 
nicht voll erwerbsfähig ist.

Das Bezirksgericht hat nicht beachtet, daß im vor­
liegenden Fall Umstände vorliegen, die der Verklagten 
die Möglichkeit nehmen, innerhalb des zugebilligten 
Zeitraums sich für einen Beruf vorzubereiten. In der 
erwähnten Bescheinigung des Kreisarztes ist nämlich 
angeführt, daß die Verklagte sich wegen einer Osteo­
chondrose der Wirbelsäule in Behandlung der Klinik 
in B. befindet und sie von dort einen Schein zur Kran­
kenhausaufnahme erhalten hat, jedoch wegen Platz­
mangels noch nicht aufgenommen werden konnte. Wei­
terhin wird darauf hingewiesen, daß die Verklagte „auf 
Grund ihrer Ehescheidungssache psychisch sehr labil 
ist und einen verwirrten und nervösen Eindruck macht. 
An eine Arbeit für die Patientin kann z. Z. nicht ge­
dacht werden.“

Diese Ausführungen hätten nicht unberücksichtigt 
bleiben dürfen. Abgesehen davon, daß die Verklagte 
durch starke Schmerzen beim Sitzen kaum in der Lage 
gewesen wäre, die zur Beherrschung der Stenografie 
und Schreibmaschine notwendigen Übungen, sei es in 
ihrer Wohnung oder im Lehrgang, vorzunehmen, schei­
det diese Möglichkeit der notwendigen Übungen im 
Fall einer stationären Krankenhausbehandlung ohnehin 
völlig aus. Das Bezirksgericht hätte also erkennen 
müssen, daß es für die Verklagte nach dem bisher 
bekannten Sachverhalt unmöglich gewesen wäre, sich 
innerhalb von sechs Monaten eine eigene Existenz­
grundlage aufzubauen. Der nach der Entlassung aus 
dem Krankenhaus bis zum Ablauf der sechs Monate 
etwa verbleibende Zeitraum würde zur Auffrischung 
der im Jahre 1939 erworbenen und im Kriege zeit­
weilig verwerteten beruflichen Kenntnisse der Ver­
klagten nicht ausreichen. Auch der Hinweis des Amts­
arztes, „die Verklagte mache einen verwirrten und 
nervösen Eindruck, und an eine Arbeit für die Patien­
tin könne zur Zeit nicht gedacht werden“, hätte Anlaß 
geben müssen, die Möglichkeiten der beruflichen Vor­
bereitung der Verklagten besonders eingehend zu prü­
fen und zu erwägen. Gegebenenfalls wäre es notwen­
dig gewesen, das Gutachten eines Nervenfacharztes 
beizuziehen, da nicht übersehen werden darf, daß ner­
vöse Störungen — besonders wenn sie den Grad der 
Verwirrung erreichen — einen Menschen oft für län­
gere Zeit unfähig machen, sich auf eine Arbeit — 
ob geistiger oder manueller Art — zu konzentrieren. 
Unter diesen Umständen hätte eine Herabsetzung der 
Dauer der Unterhaltsrente nicht vorgenommen werden 
dürfen.

Abwegig sind die Ausführungen des Bezirksgerichts, 
daß die Herabsetzung der Dauer der Unterhaltszahlung 
deswegen erfolgen müsse, weil die Parteien bereits 
seit drei Jahren getrennt leben, der Kläger während 
dieser Zeit vollen Unterhalt gezahlt habe und diese Zeit 
für die Verklagte ausreichend gewesen sei, in das Be­
rufsleben zurückzukehren. Das Bezirksgericht hat die 
unterschiedliche Gestaltung der jeweiligen Unterhalts­
pflicht des Klägers, je nachdem sie sich auf die Zeit 
des Getrenhtlebens der Parteien oder auf die Zeit nach 
der Scheidung der Ehe bezieht, verkannt. Für beide 
Zeiträume bestehen unterschiedliche Voraussetzungen, 
die nicht miteinander vermischt werden dürfen. Der 
Kläger hatte vor einigen Jahren schon einmal eine 
Scheidungsklage eingereicht und ist mit dieser Klage ab­
gewiesen worden. Gleichwohl hat er die häusliche Ge­
meinschaft nicht wieder auf genommen. Ein Recht, ihre 
Herstellung zu verweigern, stand ihm nicht zur Seite. 
Seine Unterhaltsverpflichtung für die Zeit des Ge­
trenntlebens richtet sich demzufolge nach § 15 
EheVO. Er mußte also der Verklagten unab­
hängig von dem Nachweis ihrer Erwerbsminderung 
einen Unterhalt zahlen, der ihr ein der bisherigen ge-
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